
Bislang
muss

das

Jobcenternachweisen,

dass Leistungsempfänger

sich nichtgenügend

um
Arbeitbemühen.

Sinnvollerwäredie

Umkehr.Denn dann

müsstenEmpfänger

ihreAnstrengungen

selbstbelegen

Hsist etwasfaul im deutschen Sozial-

staat. Einerseits zahlte die öffentli-

che Hand im
vergangenen

Jahr den

Rekordbetrag
von47

MilliardenEuro

an
die rund

5,5
Millionen Bürgergeld-

empfänger,nochmals vier Milliarden

Euro mehr als im Jahr
2023.

Für
2025

wird ein weitererAnstiegauf
52

MilliardenEuro

erwartet.Fast vier Millionen der Bürgergeldempfän-

ger
geltenals erwerbsfähig,die offizielle Arbeitslo-

senzahl liegt bei drei Millionen.

Andererseitslitten die Unternehmenauch im

erstenQuartal
2025 unterrund

1,2
Millionen nicht

besetztenStellen,davon 28 Prozentfür Unquali-

fizierte. Arbeitskräftefehlen,trotz anhaltender

Wirtschaftsflaute,
zu

Hunderttausenden,gerade

auch für sogenannteeinfache Tätigkeiten:etwa in

der Sicherheitsbranche,in Hotels und Restaurants,

in der Logistik.Welche Schlüsse zieht die Politik

daraus? Aus meiner Sicht braucht
es

mehr als etwas

mehr Druckhier und etwas Herumschraubendort.

Es braucht einen grundlegendenParadigmenwech-

sel. Viel
zu

oft scheitern Sanktionennämlich bislang

daran,dass der Staat arbeitsunwilligenBürgergeld-

empfängernihre Unwilligkeitkompliziertund lang-

wierignachweisen
muss.

FrustrierteJobcenter-Mit-

arbeiter
quer

durch die Republikkönnenein Lied

davon singen.

Warumdrehenwir das Prinzipnicht
um

und

stellen die Nachweispflicht
vom

Kopf auf die Füße?

Bürgerkönnen sich fortan bei der Allgemeinheit,

bei der Solidargemeinschaftder Steuerzahler,
um

Hilfe bewerben
-

und müssen diese Bewerbung

dann regelmäßig
erneuern.

Menschen,die entweder

wirklich nicht arbeitenoder die Bemühungen
um

Arbeit glaubwürdignachweisenkönnenund deren

Einkommengleichzeitignicht ausreicht,
um

den

Lebensunterhalt
zu

bestreiten,wird eine Grund-

sicherung(beziehungsweiseAufstockung)gewährt;

anderen nicht.

„Esgibt kein Recht auf Faulheit. Wer arbeiten

kann,aber nicht will,kann nicht mit Solidarität

rechnen",formulierteder damaligeSPD-Bundes-

kanzlerGerhardSchröderund führte HartzIV ein.

Was folgte, ist Geschichte.Aus Massenarbeitslosig-

keit wurdeArbeitskräftemangel.Die
von

Bärbel Bas

einberufeneSozialstaatskommissiontäte gut daran,

sich daran
zu

erinnern.Damit kein Missverständnis

aufkommt:Nicht jeder,der
vom

bisherigenBürger-

geld leben
muss,

ist ein Faulpelz.Vielfach handelt

es
sich

um
unverschuldeteund tragischeEinzel-

schicksale. Aber
genau

solche wirklich bedürftigen

Menschenwerden in Verrufgebrachtdurch die-

jenigen,die die Hilfsbereitschaftder Allgemeinheit

ausnutzen.

Laut Bundesagenturfür Arbeit gab
es

im Jahr

2024
lediglich

23.400
Fälle,in denen Transfer-

empfängerArbeit oder Ähnlichesverweigerten.

Diese Größenordnung
an

Verweigerern,das verrät

der nüchterneBlick auf die Zahl offener Stellen in

Relation
zu

arbeitsfähigenwie auch den arbeits-

los gemeldetenBürgergeldempfängern,kann nicht

stimmen. Sie
muss

viel größersein. Eine
genaue

Quantifizierungfällt auf der bisherigenDatenbasis

schwer. Doch das Charmanteist: Durch eine Um-



kehr der Nachweispflichtdürfte sich dieses Miss-

verhältnis,wie groß auch immer
es

tatsächlich ist,

auflösen.

LudwigErhard sagte: „Ichwill mich
aus

eigener

Kraft bewähren.Ich will das Risiko des Lebens

selbst tragen,will für mein Schicksal selbst verant-

wortlich sein. Sorgedu,Staat,dafür,dass ich dazu in

der Lagebin." Eine subsidiär verstandeneSozial-

politik im Sinne der Sozialen Marktwirtschaftbietet

in Not GeratenenHilfe
zur

Überwindungihrer

Notlageund ermutigtdazu,Glück und Erfüllung

durch eigeneAnstrengungen
zu

finden. Und diese

Anstrengungenbedeuten eben auch: Jeder,der dazu

gesundheitlich Lageist,in der hat st, hat sich nach Kräften

zu
bemühen,seine Bedürftigkeit

zu
überwinden

-

durch Bewerbungenbei potenziellenArbeitgebern,

durch die Aufnahmeeines Jobs auch in ungewohn-

temTerrain,durch den proaktivenKontakt
zu

Jobcenternoder privatwirtschaftlichenArbeitsver-

mittlern,auch durch Fortbildungsanstrengungen.

Wer die Verantwortungfür sein eigenesSchicksal

ernst nimmt,dem wird
es

auch nicht schwerfallen,

die entsprechendenAnstrengungenbei der Bewer-

bung
um

Grundsicherungsleistungenregelmäßig

nachzuweisen.

Termin-Ausfallquoten
von3o

bis
so Prozent,wie

sie etwader Geschäftsführerdes Jobcenters Berlin-

Spandaujüngstschilderte,dürftendamit der Ver-

gangenheitangehören.Es wäre nicht
nur

ein Gebot

der Fairness und gesamtstaatlichenVerantwortung,

sondernwürde auch dem Ruf der Jobcenterund der

übergeordnetenStellen Bundesagenturund Arbeits-

ministeriumguttun,die zuletztetwa durch das Be-

werbendes Bürgergeldesin arabischerSprachefür

Schlagzeilengesorgt hatten. Die Jobcenter
vertreten

aber eben nicht
nur

die Interessen
von

Transfer-

empfängern.Sie sind auch Interessenwahrerder

Steuerzahler,die in jedemEinzelfall für Leistungen

der Grundsicherungaufkommenmüssen. Mehr

Eigenverantwortungbenötigenwir nicht
nur

in der

Grundsicherung,sondern in sämtlichen Zweigender

Sozialsysteme.

In der Arbeitslosenversicherung:Der möglichst

rasche Sprungin Beschäftigung
muss

die domi-

nierendeTriebfederfür alle Bezieher
von

Arbeits-

losengeldI sein,die Bezugsdauerist wieder für

alle Altersgruppenauf die ursprünglichemaximale

Dauer
von

zwölfMonaten
zu

begrenzen.In der

Rentenversicherung:Um das nicht zukunftsfeste,

demografieanfälligeUmlagesystemin der gesetz-

lichen Rentenversicherung
zu

entlasten,benötigen

wir stattdessen bessere Rahmenbedingungenfür die

eigenverantwortliche,individuelle,kapitalgedeckte

Altersvorsorge.

In der Pflegeversicherung:Diese
war

bei Ein-

führungals Teilkaskoversicherunggedacht,die den

Bürgerndie ergänzende,eigenverantwortlicheAb-

sicherungdes Pflegerisikosüberlässt,beispielsweise

durch eine ergänzendeprivatePflegezusatzversiche-

rung.
Diese Grundsatzkonzeption

muss
wieder

zum

pflegepolitischenKompasswerden. In der Kranken-

versicherung:VerschiedeneLeistungenlassen sich

gut privatabsichern oder selbst tragenund sollten

nicht längerim Umlageverfahrenden Beitragszah-

lern
zur

Last fallen. Dazuzählen etwa generelldie

zahnärztlichenLeistungen,Kieferorthopädieoder

Fahrtkostenfür Behandlungen.Gleichzeitigsollte

durch Selbstbeteiligungendas Prinzipder Eigen-

verantwortungauch in der Krankenversicherung

gestärktwerden. Wennwir untätigbleiben,werden

sich die Sozialabgaben
zum

Ende der Legislaturpe-

riode der 45-Prozent-Markenähern und keine zehn

Jahre späterdie 5o-Prozent-Schwelle
sprengen.

Erwerbstätigeund Unternehmenwürdenendgültig

überfordertund
unsere

wirtschaftlicheLeistungs-

fähigkeitals Fundament
unseres

Sozialstaates

ausgehöhlt.Deshalb gilt: Ein sozialpolitischerPara-

digmenwechselhin
zu

mehr Eigenverantwortungist

unverzichtbar.

WolfgangSteigerist Generalsekretärdes

parteinahenWirtschaftsratesder CDU e.V.


